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Bonn, den 28. Januar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Leitlinien des Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft zu Grundsatz-, Struktur- und Organisationsfragen 
von rechtlich selbständigen Forschungseinrichtungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hubrig, Lenzer, 
Dr. Probst und Genossen 
— Drucksache VI/1633 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


Nachdem die Bundesregierung in ihrer Regierungserklärung am 
28. Oktober 1969 Reformvorschläge für Hochschulen und staat- 
liche Forschungseinrichtungen ankündigte, hat jetzt der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft Leitlinien zu Grundsatz-, 
Struktur- und Organisationsfragen von rechtlich selbständigen 
Forschungseinrichtungen mit dem Ziel, den wissenschaftlichen, 
volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen Nutzen der For- 
schungseinrichtungen weiter zu erhöhen, veröffentlicht. 

1. Wie ist die Feststellung zu beurteilen, daß diese Leitlinien be- 
reits Gültigkeit besitzen? 


Die der Frage zugrundeliegende Feststellung trifft nicht zu. Die 
Formulierung auf Seite 2 „Die Leitlinien gelten ..." ist dahin 
zu verstehen, daß ihre Grundsätze in die Gesellschaftsverträge 
und Satzungen der Forschungseinrichtungen eingehen sollen. 
Die Leitlinien können und sollen keine unmittelbare rechtlich 
zwingende Wirkung entfalten. 


2. In welcher Form sind die von den Leitlinien in den Forschungs- 
einrichtungen Betroffenen bei der Erarbeitung des Textes be- 
teiligt worden? 


Die Betroffenen wurden in vierfacher Form beteiligt: 

a) Ich habe Vertreter aller Gruppen (wissenschaftlich-techni- 
sche Mitarbeiter, Wissenschaftliche Räte, Geschäftsführer, 
Betriebsräte) der zu meinem Geschäftsbereich gehörenden 
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Forschungseinrichtungen in Bonn angehört und mir deren 
Vorstellungen und Wünsche vortragen lassen. Dabei hatten 
vor allem die wissenschaftlich-technischen Mitarbeiter, die 
nicht mit Leitungsfunktionen betraut sind, Gelegenheit zur 
Darlegung ihrer Vorstellungen. 

b) In fünf der größeren Forschungseinrichtungen (Gesellschaft 
für Kernforschung mbH, Karlsruhe; Kernforschungsanlage 
Jülich GmbH, Jülich; Gesellschaft für Kernenergieverwer- 
tung in Schiffbau und Schiffahrt mbH, Hamburg; Gesellschaft 
für Strahlenforschung mbH, München; Gesellschaft für Ma- 
thematik und Datenverarbeitung mbH, Birlinghoven) haben 
ausführliche Informationsdiskussionen stattgefunden. Auch 
an ihnen haben wiederum Vertreter aller Gruppen teilge- 
nommen. 

c) Bei der Erarbeitung der Leitlinien sind rund 30 Entwürfe, 
Vorschläge und Ausarbeitungen der Forschungseinrichtun- 
gen, der Verbände, Behörden und Gewerkschaften berück- 
sichtigt und verwertet worden. 

d) In der Zeit vom 14. bis 21 . Dezember 1970 und am 19. Januar 
1971 haben sehr umfangreiche Gespräche über die Leitlinien 
und Musterverträge stattgefunden, an denen über 100 Ver- 
treter wiederum aller Gruppen aus den Forschungseinrich- 
tungen und die Verbände (ÖTV, DAG, VWF) teilgenommen 
haben. 


3. Welche Stellungnahmen wurden von den 

a) wissenschaftlich-technischen Mtarbeitern, 

b) Geschäftsführungen und wissenschaftlichen Räten bzw. Lei- 
tungen, 

c) Aufsichtsgremien 
abgegeben? 


Hier ist zunächst zu sagen, daß es eine einheitliche Meinung 
der verschiedenen Gruppen nicht gibt; auch innerhalb der Grup- 
pen sind die Auffassungen differenziert. Die folgenden Aus- 
sagen müssen daher notwendigerweise als Zusammenfassungen 
und Generalisierungen verstanden werden. Hinzu kommt, daß 
die Diskussionen ihrer Natur nach nie wirklich zum Abschluß 
kommen können. 

a) Die Stellungnahmen der wissenschaftlich-technischen Mit- 
arbeiter richten sich vornehmlich auf eine verstärkte, insti- 
tutionalisierte Mitwirkung bei der wissenschaftlich-techni- 
schen Entscheidungsfindung. Es geht ihnen dabei einmal 
darum, in den Mitwirkungsgremien auf Instituts- bzw. Pro- 
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jektebene einen noch größeren Einfluß zu gewinnen, zum 
anderen streben sie eine stärkere Beteiligung im Wissen- 
schaftlich-Technischen Rat an. 

Dabei sind die Forderungen nicht einheitlich auf einen be- 
stimmten Prozentsatz oder Bruchteil festgelegt. Der Umfang 
der Kompetenzen der Institutsleitungen einerseits und der 
Mitwirkungsgremien andererseits wird in den Forschungs- 
einrichtungen unterschiedlich betrachtet. Bei den Großfor- 
schungszentren hat sich im übrigen gezeigt, daß die Mitwir- 
kungsregelungen der Leitlinien als eine positive Entwick- 
lung angesehen werden. 

In der Frage, welche Mitarbeiter an den wissenschaftlich- 
technischen Entscheidungen in den jeweiligen Gremien mit- 
würken sollen, werden uneinheitliche Meinungen vertreten. 
Abweichend von den Leitlinien wird teilweise gefordert, an 
der Mitwirkung gewissermaßen parallel zur Personalver- 
tretung alle Beschäftigten der Forschungseinrichtungen teil- 
nehmen zu lassen; es wird aber auch die Auffassung ver- 
treten, es entspreche der hier zu regelnden Problematik des 
wissenschaftlich-technischen Entscheidungsprozesses etwa, 
wenn die Teilnahme auf Wissenschaftler und Techniker 
beschränkt bleibe. 


b) Die Stellungnahmen der Geschäftsführer tendieren vor al- 
lem zu einer weiten Auslegung des Begriffes der Global- 
steuerung. Sie vertreten den Standpunkt (wie übrigens auch 
die Bundesregierung), daß durch einen möglichst großen 
Raum eigener Handlungsfähigkeit, vor allem im administra- 
tiven Bereich, die Effizienz der Forschungseinrichtungen ge- 
steigert werden könnte; sie wenden sich daher gegen das 
Nebeneinander von gesellschaftsrechtlichen und staatlichen 
Regelungen und Einflußmöglichkeiten und wünschen das 
Verhältnis Staat — Forschung auf eine partnerschaftliche Zu- 
sammenarbeit ausgerichtet. 

Die Stellungnahmen der Wissenschaftlichen Räte und der 
Wissenschaftlichen Leitungen zielen auf die Betonung der 
wissenschaftlich-technischen Entscheidungsfindung und die 
angemessene Beteiligung aller Wissenschaftler und Techni- 
ker an ihnen. Sie wünschen die Mitwirkung der wissen- 
schaftlich-technischen Mitarbeiter, ziehen jedoch der wis- 
senschaftlich-technischen Entscheidungsfindung durch Mehr- 
heitsentscheidungen gewisse Grenzen. 


c) Soweit Mitglieder von Aufsichtsgremien Stellung genom- 
men haben, begrüßten sie die Verlagerung der wesentlichen 
Entscheidungen von der Gesellschaftsversammlung in den 
Aufsichtsrat, weil dadurch die Transparenz der Entschei- 
dungsfindung in der gegenseitigen Debatte erhöht wird. 
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4. Hat der Präsident des Bundesrechnungshofes zu diesen Leit- 
linien Stellung genommen? 

Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 


Der von Anfang an beteiligte Bundesrechnungshof hat zunächst 
am 23. Oktober 1970 schriftlich zu den Leitlinien und Muster- 
verträgen Stellung genommen. Seine vorwiegend rechtlichen 
Anregungen wurden geprüft und — wenn auch nicht abschlies- 
send ■ — in die Bewertung einbezogen. In Kürze wird eine ein- 
gehende Erörterung mit dem Bundesrechnungshof stattfinden. 


5. Aus welchen Gründen ist der Deutsche Bundestag mit den dafür 
zuständigen Fachausschüssen nicht an den Beratungen beteiligt 
worden? 


Die Leitlinien sind forschungspolitische Absichtserklärungen 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, die er auf 
Grund der ihm gemäß Artikel 65 Satz 2 des Grundgesetzes zu- 
stehenden selbständigen und eigenverantwortlichen Leitungs- 
befugnis seines Geschäftsbereichs abgegeben hat. Der Deutsche 
Bundestag ist in der Weise beteiligt worden, daß dem Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft die in den Leitlinien und Muster- 
verträgen zusammengefaßten Ergebnisse der Erörterungen mit 
den Forschungseinrichtungen am 20. November 1970 übersandt 
worden sind. Eine Beteiligung bereits an den zu 2) genannten, 
der Stoffsammlung und Aufbereitung dienenden Anhörungen 
und Informationsdiskussionen erschien mit Rücksicht auf den 
Umfang und die Detaillierung dieser Veranstaltungen unzweck- 
mäßig und nicht zumutbar. Die Bundesregierung würde es aber 
begrüßen, wenn sich der zuständige Fachausschuß des Deut- 
schen Bundestages mit den Leitlinien vor der Transformierung 
in die Gesellschaftsverträge und Satzungen befassen würde, 
soweit die in einigen Fällen drängende Terminplanung dies zu- 
läßt. 


6. Welche konkreten Maßnahmen wird die Bundesregierung tref- 
fen, um dem in den Leitlinien formulierten Auftrag, „die innere 
Struktur der Forschungseinrichtungen auf eine überzeugende 
freiheitliche und demokratische Grundlage zu stellen", gerecht 
zu werden? 

Die Bundesregierung will die Gesellschaftsverträge und Satzun- 
gen der Forschungseinrichtungen so ändern, daß sie den Leit- 
linien entsprechen. Wie die Entwicklung am Hahn-Meitner- 
Institut Berlin zeigt, gibt es eine relativ große Bandbreite für 
die Verwirklichung der Grundsätze. Sie wird vor allem in admi- 
nistrativer Flinsicht, d. h. in den Organen der Forschungsein- 
richtungen, in denen sie vertreten ist, darauf hinwirken, daß 
die innere Struktur der Forschungseinrichtungen den gestell- 
ten Ansprüchen gerecht wird. 


Leussink 
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